
Beschluss des Kooperationsausschusses

lfd. Nr. 0112018

Gegenstand Vereinbarung des Landes Hamburg und des Bundesministeriums für
Arbeit und Soziales (BMAS) über die Schwerpunkte der Arbeits-

markt- und lntegrationspolitik in der Grundsicherung für Arbeitsu-

chende auf Landesebene nach $ l8b Abs. I Satz 3 SGB ll

Ziel: Erstausbildung junger Eruvachsener

Beschlusstext Der Kooperationsausschuss des Landes Hamburg und des BMAS unter-

stütã und bestärkt mit der Schwerpunktsetzung ,,Erstausbildung junger Er-

wachsene/'das Jobcenter im Land, jungen Menschen mit schwierigeren

Startbedingungen den Einstieg in Ausbildung und Beruf zu ermöglichen.

Damit wird auch weiterhin der Fokus auf eine Verbesserung der Arbeits-

marktchancen für junge Enruachsene ohne Berufsabschluss gelegt und

dauerhafte berufl iche Perspektiven für diesen Personenkreis geschaffen.

Dazu trägt dieser Fokus auch zur Fachkräftesicherung bei.

Perspektivisch soll ebenfalls die Zahl der erwerbsfähigen Leistungsbe-

rechtigten gesenkt werden. Denn für junge Erwachsene ohne abgeschlos-

sene Berufsausbildung bestehen große Risiken auf dem Arbeitsmarkt. Sie

sind häufiger arbeitslos und finden schwerer in den Arbeítsmarkt als Men-

schen mit abgeschlossener Berufsausbildung.

Ausgangslage

lm Land Hamburg gab es im April 2O17 im SGB ll 13.2161junge Erwach-

sene im Alter arr¡ischen 25 bis unter 35 Jahren mit AV-Status arbeitslos

und nicht arbeitslos/ arbeitsuchend, die keine Berufsausbildung abge-

schlossen haben.

1 Quelle: Statistik der BA, Datenstand Juli 2OL7



Vereinbarung

lm Kooperatíonsausschuss vereinbaren das Land Hamburg und das

BMAS jährlich die Ziele und Schwerpunkte der Arbeitsmarkt- und lntegrati-

onspolitik in der Grundsicherung für Arbeitsuchende auf Landesebene.

Vor dem Hintergrund der oben dargestellten Ausgangslage sollen die jun-

gen Enrachsenen im Alter zwischen 25 bis unter 35 Jahren ohne berufli-

che Ausbildung noch stärker in den Mittelpunkt der Arbeit in den Jobcen-

tern rücken. Junge Menschen sollen dazu motiviert werden, eine Aus-

oder Weíterbildung zu beginnen, die zu einem Berufsabschluss führt.

Der Kooperationsa usschuss wirkt m it d ieser Schwerpu n ktsetzu ng da ra uf-

hin, dass das Jobcenter an der Umsetzung dieses Schwerpunkts arbeitet.

Die Einzelheiten obliegen den Verantwortlichen vor Ort.

Die Regionaldirektion Nord wird durch das BMAS über diesen Beschluss

des Kooperationsausschusses informiert und gebeten, diese Vereinba-

rung bei der Umsetzung der Grundsicherung auf Landesebene in der ge-

meinsamen Einrichtung zu berücksichtigen und das Jobcenter darüber zu

informieren.

Der Kooperationsausschuss wird regelmäßig die Entwicklung der Ziel-

gruppe im Land Hamburg beobachten und erörtern. Der Kooperationsaus-

schuss wird sich gemäß S 18b Abs. 1 SGB ll mindestens zu folgenden

Terminen unterrichten lassen:

14 Tage vor der Sitzung des Kooperationsausschusses zur Entwick-

lung in der gemeinsamen Einrichtung und ínsbesondere zu ausge-

wählten erfolgreichen Maßnahmen und Steuerungsaktivitäten.
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